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WarumEltern
peinlich sind
WarumsindElternpeinlich?
Dasweiss ichauchnicht.Es ist
einfach so. Als ich elf Jahre alt
war, fing es an. In den Sommer-
ferien inKroatien lief abends auf
den Strassen immerMusik.
MeineMutter undmeinVater
beschlossen, dazu zu tanzen.
Vor allen Leuten. Ich versuchte
sie zu stoppen, indem ich ihnen
böseBlicke zuwarf und sie
festhielt. «Warumdürfenwir
denn nicht tanzen?», fragten sie.
«Das ist peinlich!»Vonda an
hörten sie diesen Satz öfter.

FürpubertierendeKindergibt
esnichtsSchlimmeres,als sich
vor anderen zu blamieren.Und
ausgerechnet Eltern können das
besonders gut. Jeder Jugendli-
che kennt es, wenn er in eine
Situation kommt, in der er sich
für dieMutter oder denVater
schämt.Oftwirdmandann
wütend und gibt schnippische
Antworten.Unddas begreifen
die Eltern nicht immer.

Wenn ichmeineMutter
daraufaufmerksammache,
dass siemich in derÖffentlich-
keit nicht beimSpitznamen
rufen soll, versteht sie das nicht
und ist beleidigt.Meine Freunde
dürftenmich ja auch so nennen,
warum ich es ihr verbiete.Oder
dass esmich stört, wennmein
Vater denWitzbold raushängen
lässt, während ermitmeinem
Zahnarzt spricht, kapiert er auch
nicht.Manchmal entstehen
daraus Streitigkeiten.Das tut
mir leid, denn ichwill dieGefüh-
lemeiner Eltern nicht verletzen.
Trotzdemkann ich nicht anders.

DasWitzigedaran ist, dass ich
esüberhauptnicht schlimm
finde,wenn sich die Eltern
meiner Freunde so verhalten.
Ich finde es sogar cool, wenn sie
imAuto zu Liedernmitsingen
oder komische Sprüche reissen.
Eigentlich unfair, aber Tatsache:
Die eigeneMutter und der
eigeneVater sind immer am
peinlichsten!

Aber liebeEltern, vergesst
nicht,wirmögen euch doch
trotzdem.

Hinweis
In der Kolumne «U20» äussern
sich Schüler der Kanti Sursee zu
frei gewählten Themen. Ihre Mei-
nung muss nicht mit derjenigen
der Redaktion übereinstimmen.

Sarah Amrein, 17 Jahre,
Schülerin an der Kanti Sursee
kanton@luzernerzeitung.ch

AlteDeponiemuss saniertwerden
Buttisholz Bis Ende der 1970er-Jahrewurde imGebiet Eglisbergwald eine Abfalldeponie

betrieben.Weil die Gefahr besteht, dassOberflächengewässer verschmutzt werden,muss sie saniert werden.

Susanne Balli
susanne.balli@luzernerzeitung.ch

Buttisholzmuss sichmitAltlasten
auseinandersetzen. Die ehema-
ligeAbfalldeponieEglisbergwald
nahe der Gemeindegrenzen zu
Ruswil und Nottwil ist sanie-
rungsbedürftig. Dies haben
Untersuchungen gezeigt, die im
Frühjahr/Frühsommer vorge-
nommenwurdenundmittlerwei-
le abgeschlossen sind.

DieUntersuchung,welchedie
Firma IPSO Eco AG aus Rothen-
burg im Auftrag der Gemeinde
durchführte,beinhalteteeinehis-
torischeAufarbeitungvonArchiv-
unterlagensowiedieAuswertung
von Karten- und Bildmaterial
und Interviews mit Zeitzeugen.
Zudem wurde eine technische
Untersuchungmit Baggersonda-
genvorgenommen.Dabeiwurde
ein Kanal, der sich unter der De-
poniebefindet, sogutwiemöglich
miteinerKamerabefahren.Auch
das Wasser vom Bach, der vom
Mittelarig Richtung Tobel fliesst
und später in die Rot mündet,
wurde chemisch analysiert, teilt
RolandBühler,GemeinderatRe-
sortBau, auf unsereAnfragemit.

Wurzelnhaben
Abflussleitungbeschädigt

«Es konnten imBachwasser kei-
ne Schadstoffe nachgewiesen
werden, die zweifellos von der
Deponie verursachtwurden», so
Bühler. Der Untersuch zeigte
aber, dass die Abflussleitung
unter der Deponie teilweise ein-
gestürzt und von Wurzeln be-
schädigt wurde. Damit besteht
zumindest die Gefahr, dass De-
poniesickerwasser in den Bach
gelangt. LautderGemeindeBut-
tisholz sind abrupte Schadstoff-
freisetzungen infolgederbeschä-
digtenLeitung jederzeitmöglich.
«NachunserenErkenntnissen ist
das Grundwasser aber in keiner
Art undWeise gefährdet.»

Dies bestätigt Andreas
Wüest, Teamleiter Boden und
Altlasten bei der Dienststelle
Umwelt und Energie (UWE). Si-
ckerwasser aus Deponien könne
ins Grundwasser gelangen. «Da
die Deponie Eglisberg in einem
felsigenBachtobel angelegtwur-
de, ist indiesemFall keinnutzba-

res Grundwasser betroffen», so
Wüest.BeiderDeponieEglisberg
handelt es sich umeine ehemali-
ge Abfalldeponie, die von 1944
bisEndeder 1970er-Jahrebetrie-
ben wurde. Es war in dieser Zeit
kein unübliches Vorgehen, den
Abfall auf dieseWeise zu entsor-
gen.Mit den Jahren kamderUn-
rat, der nur mit wenig Humus
überdeckt war, wieder an die
Oberfläche.Offensichtlichwurde
es vor vier Jahren, als bei starken
NiederschlägenAbfall freigespült
wurde. Es kamen Plastikgegen-
stände, Eisenteile, Pneus und
Ähnliches zumVorschein.

In einem nächsten Schritt
muss die Gemeinde Buttisholz
nunVariantenprüfen,wiedieDe-
ponie saniert werden kann. Das
Variantenstudiumwird lautBüh-
ler durch ein Ingenieurbüro aus-
gearbeitetundvonderDienststel-
le Umwelt und Energie geprüft.
Danach könne ein definitives Sa-
nierungsprojekt geplant werden.
Welche Kostenmit der Deponie-
sanierungaufdieGemeindeBut-

tisholz zukommenwerden, kann
Bühler noch nicht abschätzen.
«Bevor nicht geklärt ist, welche
Variante inFragekommt,können
keine Kostenschätzungen ge-
macht werden. Zudem müssen
dieZuständigkeitenundallfällige
Bundesbeiträge noch abschlies-
send geklärtwerden», soBühler.

AndreasWüest sagt zur Kos-
tenfrage: «Bei Deponien mit
Siedlungsabfällen sinddie jewei-
ligenGemeinden gemäss Verur-
sacherprinzip kostenpflichtig.»
Seit dem 1. März 2017 wird im
KantonLuzern eine Sonderabga-
be Altlastensanierung erhoben.
«Nach Abschluss der Sanierung
kann sich Buttisholz über diese
Sonderabgabe refinanzieren.Der
Bund beteiligt sich mit 40 Pro-
zent an den Kosten.»

Die Anteile der Sonderabga-
be und des Bundes gelten dabei
nur für verfügte Sanierungen,
welche verhältnismässig sind.
«Allfällige Mehrkosten für wei-
tergehende Arbeiten werden
nicht gedeckt.»

Kamen vor vier Jahren im Gebiet Eglisbergwald in Buttisholz zum Vorschein: Pneus und Plastik und Eisenteile. Bild: PD

Nachgefragt

Soll das Jugendparlament verschobenwerden?
DieOrganisato-
ren des Jugend-
parlaments des
KantonsLuzern
beklagen, dass
immer weniger
Kantonsschüler

teilnehmen (Ausgabe vom
22. September).Marco Stössel,
RektorderKantiBeromünster
(Bild), nimmt Stellung.

Marco Stössel,was sagenSie
zumVorwurf derOrganisato-
rendes Jugendparlaments,
dieKanti Beromünsterwürde
ihrenSchülern für die Ju-
gendsessionkeinenUrlaub
gewähren?
Der Vorwurf ist nicht zulässig.
Die Schwierigkeiten für die Teil-
nahme am Luzerner Jugendpar-
lament haben organisatorische

Gründe und nichts mit unserer
Urlaubspraxis zu tun. Wir sind
sehr daran interessiert, dass sich
Jugendlichepolitischengagieren.
In der Woche nach den Herbst-
ferien findet an der Kanti Bero-
münster allerdings die alljährli-
cheSonderwoche statt, inderdie
Schülerinnen und Schüler in ex-
ternen Projektwochen arbeiten,
Sprachaufenthalte und Sozial-
praktikaabsolvierenoder ineiner
vonderErnst-Schmidheiny-Stif-
tung,derZentralschweizerischen
HandelskammerundvielenZen-
tralschweizer Firmen finanzier-
ten Wirtschaftswoche involviert
sind. Kurz: Die für das Jugend-
parlament in Frage kommenden
Schülerinnen und Schüler kön-
nenwirnichtbeurlauben,weil sie
gar keinen kursorischen Unter-
richt haben.

WäredenneinBesuchdes
kantonalen Jugendparla-
ments für Schülermöglich,
dienicht inderAbschluss-
klasseoder inhöherenKlas-
senstufen sind?
Während der Sonderwoche gilt
für alleKlassenstufeneinausser-
kursorisches Spezialprogramm.
DieProblematikderhöherenStu-
fen beziehungsweise der Ab-
schlussklasse ergibt sich daher
auch fürdieKlassenderobligato-
rischen Schulstufe. Viele Schüle-
rinnenundSchüler sindauswärts
in Projektwochen, zum Teil ver-
teilt in der ganzen Schweiz.

GemässdenOrganisatoren
des Jugendparlamentshaben
vor einpaar Jahrendurchaus
SchülerderKantiBeromüns-
ter anderSession teilgenom-

men. Seitwann ist diesnicht
mehrmöglich?
Das Jugendparlament gibt es seit
2014. In der Anfangszeit hat es
seine jährliche Session eineWo-
che später abgehalten. In der
zweitenWochenachdenHerbst-
ferien läuft bei unsderUnterricht
gemäss Stundenplan, weshalb
eine Beurlaubung durch die
Schulleitung und die Teilnahme
an der Session damals möglich
war. Weshalb die Organisatoren
den Termin vorverschoben ha-
ben, ist uns nicht bekannt.

Offenbargibt es eineTermin-
kollision.WürdenSie es
begrüssen,wenndas Jugend-
parlament in einer anderen
Woche stattfindet?
Ja, das würden wir sehr begrüs-
sen. Denn wir wollen das politi-

scheDenkenundHandelnunse-
rer SchülerinnenundSchülerwo
immermöglichunterstützen.Ein
Termin in der letzten Oktober-
woche oder Anfang November
würdeunserenSchülerinnenund
Schülern die Teilnahme am Ju-
gendparlament erleichtern. Ob
jemals ein guter Termin gefun-
denwerdenkann, ist jedoch frag-
lich. Denn es kann sein, dass
unsere «Wunsch»-Wochen an
anderenGymnasienmit Sonder-
programmen belegt sind, was
dann einfach zu einer Verlage-
rungderTerminproblematik füh-
renwürde.Unddas Jugendparla-
mentmuss auf dieVerfügbarkeit
derRäumewiedemKantonsrats-
saal Rücksicht nehmen. Sinnvoll
wäre, wenn sich die Organisato-
ren mit den Gymnasien abspre-
chenwürden. (avd)

Auch Schiessanlagen belastet
Kanton Wegen grosser Schad-
stoffbelastung werden auch alle
Schiessanlagen in den Kataster
belasteterStandorteeingetragen.
Im Kanton Luzern gibt es 106
300-Meter-Schiessanlagen. Da-
von sind 21 altlastenrechtlich sa-
niert. 30 Anlagen sind stillgelegt
und müssen saniert werden. Bei
4 Anlagen in Richensee, Müs-
wangen undHämikon (alleHitz-
kirch) sowie Langnau (Reiden)
bestehtakuterSanierungsbedarf,
da Grundwasser und Oberflä-
chengewässer gefährdet sind.

Laut Andreas Wüest, Team-
leiter Boden und Altlasten bei
der Dienststelle Umwelt und
Energie, ist in Müswangen die
Sanierung in den nächsten Mo-
naten vorgesehen. «InHämikon
wurdeder Standort diesen Som-
mer mittels einer Abschwemm-
sperre gesichert.» InLangnau sei

die Sanierung bis spätestens
Ende 2019 geplant. «In Richen-
see sind uns keineMassnahmen
bekannt.» 44Anlagen werden
erst nach allfälligem Einstellen
des Schiessbetriebs sanierungs-
bedürftig. Für 10 Anlagengibt es
keinen Sanierungsbedarf. Zwei
fallen in die Zuständigkeit des
Kantons Bern.

Nochzwei JahreZeit
Bis 2020 müssen 300-Meter-
SchiessanlageneinKugelfangsys-
temrealisiert oderdieSchiessan-
lage stillgelegt haben. Falls bis
2020nichtmehr indenBodenge-
schossen wird, können bei nach-
träglichenSanierungenweiterhin
Bundesgelder geltend gemacht
werden.DieKostenbelaufensich
lautWüestauf zirka20000Fran-
ken pro Scheibe.DerBundbetei-
ligt sichmit 8000Franken. (sb)

Menznau erhält
Unicef-Label

Kinder Menznau wurde von
Unicef mit dem Label «Kinder-
freundliche Gemeinde» ausge-
zeichnet – als vierteGemeinde im
Kanton. Das Label steht für Be-
strebungen,dieAnliegenderKin-
der und Jugendlichen zu berück-
sichtigenunddasUmfeldkinder-
freundlicher zugestalten. (pd/rt)
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